
Verwaltungsgebührenverzeichnis für Verwaltungskosten im Bereich der wahrzunehmenden staatlichen Aufgaben

lfd.

Nr.

Gegenstand Verwal-

tungsgebühr

in EUR

Feststellungserklärung nach § 1059a Abs. 1 Nr. 2, §§ 1059e, 1092 Abs. 2

oder § 1098 Abs. 3 BGB    60

1.

Amtshandlungen der Meldebehörden nach dem Hessischen Meldegesetz (HMG)

1.1 Melderegisterauskunft nach § 34 Abs. 1 und 2, § 34a und Datenübermittlung nach § 31 an andere 

Behörden und sonstige öffentliche Stellen, soweit für diese keine Gebührenfreiheit besteht, 

1.1.1 wenn die Melderegisterauskunft oder die Datenübermittlung über einzelne oder eine Vielzahl 

namentlich bezeichneter Einwohner erfolgt, je Einwohner  8

1.1.2 wenn sie als automatisierte Melderegisterauskunft oder automatisierte Datenübermittlung über 

einzelne oder eine Vielzahl namentlich bezeichneter Einwohner nach § 34 Abs.1 und 2, § 34a oder 

§ 31, auch aufgrund von automatisierten Abrufverfahren, erfolgt, je Einwohner

4,50

1.2 Melderegisterauskunft nach § 14 Abs. 2, § 34 Abs. 1 und 2 oder Datenübermittlung nach § 31, 

deren Erteilung oder Übermittlung einen größeren Verwaltungsaufwand erforderlich macht 

(insbesondere bei Rückgriff auf die nach § 11 Abs. 3 gesondert aufzubewahrenden Daten), je 

Einwohner 50

1.3 Melderegisterauskunft nach § 14 Abs. 2, § 34 Abs. 1 und 2 oder Datenübermittlung nach § 31,  für 

die örtliche Ermittlungen erforderlich sind,  je Einwohner  150

1.4 Gruppenauskunft nach § 34 Abs. 3, Melderegisterauskunft nach § 35 und Datenübermittlung über 

eine Personengruppe nach § 31 Abs. 1 Satz 5    

1.4.1 Auskunftserteilung, je Auskunft   50

1.4.2 Datenübermittlung, je Übermittlung        50

1.4.3 Neben der Gebühr nach Nr. 1.4.1 und 1.4.2 sind die Kosten je Auskunft oder je Übermittlung zu 

erstatten, die durch den Einsatz einer Datenverarbeitungsanlage entstehen    

in voller Höhe

1.5 Meldebescheinigung (z. B. Aufenthaltsbescheinigung, zusätzliche Meldebestätigung), je 

Bescheinigung      8

1.5.1 wenn die Erteilung größeren Verwaltungsaufwand verursacht (insbesondere bei Rückgriff auf die 

nach § 11 Abs. 3 gesondert aufzubewahrenden Daten), je Bescheinigung     50

1.5.2 amtliche Meldebestätigung nach § 17 Abs. 5 gebührenfrei

1.6 Antrag auf Erteilung eines Führungszeugnisses  13

2.

Verordnung zur Durchführung des Passgesetzes (Passverordnung - PassV)

Gebühren

An Gebühren sind zu erheben 

2.1 für die Ausstellung

2.1.1 eines Reisepasses nach Anlage 1 an Personen, die das 24. Lebensjahr vollendet haben, 59

2.1.2 eines Reisepasses nach Anlage 1 an Personen, die das 24. Lebensjahr noch nicht vollendet 

haben, 37,50

2.1.3 eines Reisepasses mit 48 Seiten nach Anlage 1a zusätzlich zu der in Ziffer 2.1.1 und Ziffer 2.1.2 

bestimmten Gebühr, 22

2.1.4 eines Reisepasses nach Ziffer 2.1.1 bis 2.1.3 im Expressverfahren zusätzlich zu den dort 

bestimmten Gebühren, 32

2.1.5 eines vorläufigen Reisepasses 26

2.1.6 eines Kinderreisepasses 13

Aufgrund der Verwaltungskostenordnungen für die verschiedenen Geschäftsbereiche, hat der Magistrat in seiner 

Sitzung am 12. August 2013 folgendes Verwaltungsgebührenverzeichnis im Bereich der ahrzunehmenden staatlichen 

Aufgaben beschlossen: 

Verwaltungsgebührenverzeichnis

für Verwaltungskosten

im Bereich der wahrzunehmenden staatlichen Aufgaben

 I. Allgemeine Verwaltungskosten

II. Besondere Verwaltungskosten

Einwohnermeldewesen  

Pass- und Personalausweiswesen
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2.1.7 für die Änderung eines Reisepasses oder vorläufigen Reisepasses und für die Verlängerung oder 

Änderung eines Kinderreisepasses oder eines anderen unter 2.1.1 bis 2.1.6 genannten Ausweises

6

2.1.8 Die Gebühr ist zu verdoppeln

a) für eine der in 2.1.5 bis 2.1.7 genannten Amtshandlungen, wenn sie auf Veranlassung des 

Antragstellers außerhalb der behördlichen Dienstzeit vorgenommen werden;

b) für eine der in 2.1.1, 2.1.2 und 2.1.5 bis 2.1.7 genannten Amtshandlungen, wenn sie auf 

Veranlassung des Antragstellers von einer nicht zuständigen Behörde vorgenommen werden.

2.1.9 Die Gebühr ist um 13 Euro anzuheben, wenn die Amtshandlung bei einer konsularischen oder 

diplomatischen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland im Ausland vorgenommen wird.

13

Verordnung über Gebühren für Personalausweise und den elektronischen Identitätsnachweis 

(Personalausweisgebührenverordnung-PAuswGebV)

Gebühren für Ausweise

2.2 Für die Ausstellung eines Personlausweises sind folgende Gebühren zu erheben:

2.2.1 für einen Personalausweis, dessen Inhaber im Zeitpunkt der Antragstellung noch nicht 24 Jahre alt 

ist 22,80

2.2.2 in allen anderen Fällen. 28,80

2.2.3 Für die Ausstellung eines vorläufigen Personalausweises ist eine Gebühr von 10 Euro zu erheben.

10

2.2.4 Wird neben dem Personalausweis auch ein vorläufiger Personalausweis beantragt, ist zusätzlich 

eine Gebühr nach Ziff.  2.2.3 zu erheben.

2.2.5 Die Gebühren nach Ziff. 2.2.1 bis 2.2.3 sind um 13 Euro anzuheben, wenn die Amtshandlung 

vorgenommen wird auf Veranlassung der antragstellenden Person

- außerhalb der behördlichen Dienstzeit oder

- von einer nicht zuständigen Behörde 13

2.2.6 Gebührenfrei ist die Änderung der Anschrift auf dem Personalausweis nach § 19 Abs. 1 der 

Personalausweisverordnung. gebührenfrei

2.2.7 Für die Einschaltung des elektronischen Identitätsnachweis ist eine Gebühr von 6 Euro zu 

erheben. 6

Satz 1 gilt nicht, wenn der elektronische Identitätsnachweis bei Aushändigung des 

Personalausweises nach § 10 Abs. 1 Satz 1 des Personalausweisgesetzes eingeschaltet wird.

2.2.8 Für die Einleitung der Neusetzung der Geheimnummer nach § 20 Abs. 1 Satz 1 der 

Personalausweisverordnung ist eine Gebühr von 6 Euro zu erheben. 6

Sie ist nicht zu erheben, wenn sie mit einer gebührenpflichtigen Amtshandlung nach Ziffer 2.2.7 

zusammenfällt.

2.2.9 Für die Entsperrung eines elektronischen Identitätsnachweises nach § 26 der 

Personalausweisverordnung ist eine Gebühr von 6 Euro zu erheben. 6

2.2.10 Für die Gebühren nach Ziffer 2.2.7 Satz 1 und Ziffer 2.2.8 Satz 1 gilt Ziffer 2.2.5 entsprechend.

3.

Amtshandlungen nach der Gefahrenabwehrverordnung über das Halten und Führen von Hunden 

(HundeVO)

3.1 Erlaubnis zum Halten eines gefährlichen Hundes nach § 3 Abs. 1

a) auf zwei Jahre 120

b) auf vier Jahre 225

c) unbefristete Erlaubnis 250

3.2 Vorläufige Erlaubnis zum Halten eines Hundes nach § 3 Abs. 2   75

3.3 Erlaubnis zum Ausbilden von Hunden zu Schutzzwecken nach § 11 Abs. 2   55

3.4 Untersagung nach § 1 Abs. 4 oder Anordnung nach § 9 Abs. 3  100

4.

4.1 Allgemeine Amtshandlungen

4.1.1 Auskunft aus dem Gewerberegister    

4.1.1.1 soweit die Anfrage aus dem Gewerberegister (Listen, Kartei) oder aus Nachschlagewerken 

beantwortet werden kann, je Person    15

4.1.1.2 soweit für die Beantwortung der Anfrage Nachfragen oder Ermittlungen notwendig sind, je Person  

30

Gefahrenabwehrverordnung gefährliche Hunde 

Gewerbewesen    
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4.1.2 Gewerbeanzeige

4.1.2.1 Entgegennahme einer Gewerbeanzeige (§ 14 Abs. 1 bis 3 GewO) 25

4.1.2.2 Ausstellen einer Empfangsbescheinigung (§ 15 Abs. 1 GewO) 7,50

4.1.3 Anordnung der Betriebsschließung bei einem zulassungspflichtigen Gewerbe, das ohne Zulassung 

ausgeübt wurde (§ 15 Abs. 2 GewO) nach Zeitaufwand

mind. 60

4.1.4 Umschreibung einer Erlaubnis oder Erteilung einer Zweitschrift   nach Zeitaufwand

4.1.5 Antrag auf Erteilung einer Auskunft aus dem Gewerbezentralregister 13

4.2 Gewerberechtliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Zulassungen usw. und Zulassung von 

Ausnahmen; Untersagungen 

4.2.1 Widerruf, Rücknahme oder Untersagung sind kostenfrei, soweit diese wegen wirtschaftlicher 

Leistungsunfähigkeit des Betroffenen erfolgen; dies gilt auch für die Widerspruchsentscheidung in 

den genannten Verfahren.

4.2.2 Erteilung einer nachträglichen Auflage nach Zeitaufwand

4.3 Stehendes Gewerbe 

4.3.1 Erlaubnis zur gewerbsmäßigen Schaustellung von Personen (§ 33a GewO) nach Zeitaufwand

4.3.2 Gewerbliche Spiele, Spielhallen (§§ 33c ff. GewO, Hessisches Spielhallengesetz)

4.3.2.1 Erlaubnis zur Aufstellung von Spielgeräten (§ 33c Abs. 1 GewO) 1.250

4.3.2.2 Bestätigung der Geeignetheit des Aufstellungsortes (§ 33c Abs. 3 GewO)  150

4.3.2.3 Erlaubnis zur Veranstaltung eines anderen Spieles mit Gewinnmöglichkeit (§ 33d Abs. 1 GewO)  

650

4.3.2.4 Erlaubnis zum Betrieb einer Spielhalle oder eines ähnlichen Unternehmens (§ 33i Abs. 1 GewO) 

300

4.3.2.5 Betrieb einer Spielhalle nach dem Hessischen Spielhallengesetz

4.3.2.5.1 Erteilen einer Erlaubnis zum Betrieb einer Spielhalle (§ 9 Abs. 1 und 2 Satz 1 i. V. m. § 1 Abs. 1 

Hessisches Spielhallengesetz)

a) Grundgebühr 2.500

b) Spielfläche je m² 5

Höchstbetrag der Gebühren a) und b) = 5.000 EUR     

4.3.2.5.2 Erlaubniswiderruf (§ 9 Abs. 3 Satz 2 Hessisches Spielhallengesetz) 1.875

4.3.2.5.3 Genehmigung der Abweichung von der Sperrzeit (§ 4 Abs. 1 Satz 3 Hessisches Spielhallengesetz)

500

4.3.2.5.4 Entgegennahme der Anzeige von Änderungen (§ 9 Abs. 4 Hessisches Spielhallengesetz)

 150

4.3.2.5.5 Anordnungen zur Sicherung des ordnungsgemäßen Spielhallenbetriebs (§ 10 Abs. 1 

Spielhallengesetz)  500

4.3.3 Bewachungsgewerbe (§ 34a GewO)     

4.3.3.1 Erlaubnis zum Betrieb eines Bewachungsgewerbes (§ 34a Abs. 1 Satz 1 GewO)   500

4.3.3.2 Untersagung der Beschäftigung einer Wachperson (§ 34a Abs. 4 GewO)  nach Zeitaufwand

mind. 30

4.3.3.3 Zuverlässigkeitsüberprüfung von Wachpersonen nach § 9 Abs. 1 und 2 BewachV und von 

Personen nach § 1 Abs. 2 Nr. 2 und 3 BewachV  100

4.4 Reisegewerbe  

4.4.1 Ausstellen einer Reisegewerbekarte (§ 55 GewO)

4.4.1.1 für natürliche Personen 300

4.4.1.2 für juristische Personen 350

4.4.1.3 Ausstellen einer Gewerbelegitimationskarte (§ 55b Abs. 2 GewO) nach Zeitaufwand

mind. 30

4.4.2 Ausstellen einer Zweitschrift der Reisegewerbekarte (§ 55 i.V.m. § 60c Abs. 2 GewO) 30

4.4.3 Eintragen von Nachträgen (z. B. Ergänzen der Handelsgegenstände) 30

4.4.4 Veranstaltung eines Wanderlagers   

4.4.4.1 Entgegennahme der Anzeige (§ 56a Abs. 1 Satz 1 GewO)  60

4.4.4.2 Entgegennahme der Anzeige (§ 56a Abs. 1 Satz 1 GewO) für eine oder mehrere Veranstaltungen 

von einer Verweildauer von jeweils bis zu drei Stunden in einem Gemeindegebiet aus einem 

Verkaufswagen oder Ähnlichem oder sonst im Freien 15

4.4.4.3 Untersagung (§ 56a Abs. 2 GewO)    nach Zeitaufwand

mind. 60

4.4.5 Festsetzung eines Volksfestes (§ 60b Abs. 2 i.V.m. § 69 Abs. 1 Satz 1 GewO) nach Zeitaufwand

mind. 120
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4.5 Messen, Ausstellungen, Märkte

4.5.1 Festsetzung einer Veranstaltung nach § 69 Abs. 1 GewO (Messe nach § 64 GewO, Ausstellung 

nach § 65 GewO, Großmarkt nach § 66 GewO, Wochenmarkt nach § 67 GewO, Spezial- oder 

Jahrmarkt nach  § 68 GewO)  
nach Zeitaufwand

mind. 140

4.5.2 Änderung und Aufhebung der Festsetzung (§ 69b Abs. 3 GewO) nach Zeitaufwand

mind. 30

4.6 Betrieb eines Gaststättengewerbes nach dem HGastG

4.6.1 Anzeige eines Gaststättengewerbes

4.6.1.1 Entgegennahme der Anzeige bei Alkoholausschank (§ 3 Abs. 1 Satz 1 HGastG i. V. m. § 14 Abs 1 

bis 3 GewO) 25

4.6.1.2 Ausstellen einer Empfangsbescheinigung (§ 2 HGastG i. V. m. § 15 GewO) 7,50

4.6.2 Zuverlässigkeitsprüfung (§ 3 Abs. 3 HGastG)

4.6.2.1 der Gastgewerbetreibenden, ihrer gesetzlichen Vertretung oder Stellvertretung bei einem 

Gaststättengewerbebetrieb mit Alkoholausschank
nach Zeitaufwand

mind. 50

4.6.2.2 Ausstellen einer amtlichen Bescheinigung über das Ergebnis der Zuverlässigkeitsprüfung 10

4.6.3 Untersagung der gastgewerblichen Tätigkeit (§ 4 HGastG) nach Zeitaufwand

4.6.4 Entgegennahme der Anzeige bei vorübergehendem Betrieb eines Gaststättengewerbes (§ 6 Satz 

1 HGastG)  24,50

4.6.5 Beschäftigungsverbot und Anordnungen

4.6.5.1 Untersagung der Beschäftigung einer Person (§ 10 Abs. 1 HGastG) nach Zeitaufwand

4.6.5.2 Erlass von Anordnungen (§ 10 Abs. 2 HGastG) nach Zeitaufwand

4.7 Verkehr

4.7.1 Gelegenheitsverkehr

4.7.1.1 Genehmigung für die Ausführung von Ausflugsfahrten mit Personenkraftwagen

- für das erste Fahrzeug 100

- für jedes weitere Fahrzeug in demselben Verfahren 55

4.7.1.2 Genehmigung für die Ausführung von Ferienziel-Reisen mit Personenkraftwagen

- für das erste Fahrzeug 100

- für jedes weitere Fahrzeug in demselben Verfahren 55

4.7.1.3 Genehmigung für die Ausführung von Verkehr mit Mietwagen

- für das erste Fahrzeug 100

- für jedes weitere Fahrzeug in demselben Verfahren 55

4.7.1.4 Genehmigung für die Ausführung eines Verkehrs mit Taxen

- für das erste Fahrzeug 220

- für jedes weitere Fahrzeug in demselben Verfahren 70

4.7.1.5 Genehmigung für die Ausführung eines Verkehrs mit Taxen und eines Verkehrs mit Mietwagen

- für das erste Fahrzeug 260

- für jedes weitere Fahrzeug in demselben Verfahren 100

4.7.1.6 Ergänzung der Genehmigungsurkunde beim Austausch von Personenkraftwagen, (Gebühr je 

Personenkraftwagen) 25

4.7.2 Sonstige Gebühren

4.7.2.1 Genehmigung einer Übertragung der Rechte und Pflichten aus einer Genehmigung 220

4.7.2.2 Genehmigung einer Übertragung der Betriebsführung auf einen anderen 300

4.7.3 Für Amtshandlungen, die unter 4.7.1 und 4.7.2 nicht aufgeführt sind, können Gebühren erhoben 

werden. 50

4.8 Amtshandlungen nach dem Hessischen Ladenöffnungsgesetz

4.8.1 Ausnahme nach § 3 Abs. 4 Nr. 1 100

4.8.2 Ausnahme nach § 3 Abs. 4 Nr. 2  100

4.8.3 Ausnahmen nach § 6 Abs. 1  nach Zeitaufwand

höchstens 250

4.8.4 Ausnahme nach § 7 Abs. 1 200

4.8.5 Anordnung nach § 10 Abs. 2 50

5.

Amtshandlungen nach der Verordnung über die Sperrzeit (SperrV) 

5.1 Aufhebung der Sperrzeit für ein Gaststättengewerbe oder öffentliche Vergnügungsstätten nach § 4 nach Zeitaufwand

höchstens 1.650

5.2 Vorverlegung des Beginns oder Hinausschieben des Endes der Sperrzeit für ein 

Gaststättengewerbe oder öffentliche Vergnügungsstätte nach § 4,

je Anordnung 112

5.3 Festsetzung allgemeiner Ausnahmen nach § 3 gebührenfrei

Sperrzeit
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6.

Amtshandlungen nach dem Friedhofs- und Bestattungsgesetz (FBG)

6.1
Zulassung einer Ausnahme von der Pflicht zur Benutzung von Leichenhallen nach § 17 Abs. 2

   25

6.2 Zulassung einer Ausnahme vom Verbot, Leichen öffentlich auszustellen, oder Gestattung der 

Bestattung ohne Sarg nach § 18 Abs. 2     25

6.3 Prüfung der Zulässigkeit einer Erdbestattung nach § 19 Abs. 1 oder einer Feuerbestattung nach § 

20 Abs. 1  25

6.4
Erlaubnis zur Beisetzung der Aschereste einer Leiche außerhalb einer Urnenhalle, eines 

Urnenhains, einer Urnenwand, einer Urnengrabstelle oder eines Grabes nach § 20 Abs. 3 Satz 2
  250

6.5 Erteilung eines Leichenpasses nach § 22 Abs. 3 27

6.6 Genehmigung einer Ausnahme von der Pflicht, zur Leichenbeförderung nur solche 

Personenkraftwagen zu benutzen, die hierfür eingerichtet sind und nur zu diesem Zweck 

verwendet werden, nach § 25 Abs. 2 27

6.7 Erlaubnis zum Umbetten einer Leiche oder Urne nach § 26 Abs.2 und 3  250

7.

7.1 Zulassung von Ausnahmen von Vertriebs- und Verwendungsverboten nach § 24 Abs. 1 der 2. 

SprengV 50

der Stadt Biedenkopf

Joachim Thiemig

Der Magistrat

Falls die hier festgelegte Verwaltungsgebühr die vorgeschriebene Fest- bzw. Rahmengebühr unterschreitet, ist ebenfalls die in 

den jeweiligen Verwaltungskostenrodnungen der zuständigen Fachministerien in ihrer  jeweils gültigen Fassung vorgeschriebene 

Gebühr bzw. Mindestgebühr zu berechnen.

Für Amtshandlungen, bei denen die Gebühr "nach Zeitaufwand" zu berechnen ist, bestimmt sich die Höhe der Gebühren nach der 

Allgemeinen Verwaltungskostenordnung (AllgVwKostO) vom 11. Dezember 2009 (GVBl I Nr. 24, S. 763) in der jeweils geltenden 

Fassung in Verbindung mit der Verwaltungskostensatzung der Stadt Biedenkopf, wobei die jeweilige Mindestgebühr nicht 

unterschritten werden darf.

Das Verwaltungsgebührenverzeichnis tritt am 15. August 2013 in Kraft.

Biedenkopf, den 15. August 2013

Friedhofs- und Bestattungswesen

Sonstige Gebühren

Soweit dieses Verwaltungsgebührenverzeichnis für bestimmte Amtshandlungen keine Gebühr vorsieht, gelten die jeweiligen 

Verwaltungskostenordnungen der zuständigen Fachministerien in ihrer jeweils gültigen Fassung unmittelbar. In diesen Fällen ist 

die vorgeschriebene Gebühr bzw. Mindestgebühr zu berechnen.
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